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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh und die Richter Dehner, 
Dr. Schmidt-Kessel, Dr. Zopfs und Dr. Ritter auf die mündli­
che Verhandlung vom 7. Februar 1990

für Recht erkannt s

Auf die Revision der Beklagten wird das Ur­
teil des 17. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Karlsruhe vom 25. Oktober 1988 aufge­
hoben, soweit es die Beklagte zur "Abrech­
nung" von Provisionen verurteilt hat.

Insoweit wird die Berufung des Klägers gegen 
das Urteil der 1. Zivilkammer des Landge­
richts Mannheim vom 2. Februar 1988 zurückge­
wiesen.

Im übrigen verbleibt es bei der vom Beru­
fungsgericht ausgesprochenen Aufhebung der 
Kostenentscheidung des Landgerichts und der 
Zurückverweisung der unbezifferten Zahlungs­
klage an das Landgericht.

Die Kosten des Revisionsverfahrens trägt der 
Kläger.

Von Rechts wegen

WIV
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Tatbestand:

Der Kläger hat in den Jahren 1985 und 1986 den Abschluß 
von Kreditverträgen zwischen Kreditsuchenden und der beklag­
ten Bank vermittelt. Aufgrund einer mit dem damaligen Vor­
standsmitglied der Beklagten wflBHMl getroffenen Vereinba­
rung zahlte die Beklagte für die im Jahre 1985 abgeschlosse­
nen Kreditverträge dem Kläger Provision. Für die 1986 abge­
schlossenen Verträge verweigert sie dem Kläger jedoch eine 
Vergütung.

Mit der vorliegenden (Stufen-)Klage macht der Kläger 
die Provisionsansprüche für die im Jahre 1986 durch seine 
Vermittlung zustande gekommenen Kreditverträge geltend. Er 
behauptet, die von ihm mit getroffene Rahmenverein­
barung sei unbefristet gewesen und erst im August 1986 durch 
das Vorstandsmitglied Dr. Be^HB gekündigt worden.

Die Beklagte behauptet, eine ProvisionsVereinbarung sei 
lediglich für das Jahr 1985 geschlossen worden. Auch sei dem 
Kläger in zwei Gesprächen in der Zeit zwischen dem 24. Fe­
bruar 1986 und Anfang März 1986 mitgeteilt worden, daß der 
Vorstand der Beklagten am 24. Februar 1986 beschlossen habe, 
ab sofort keine Provision mehr an den Kläger auszuzahlen.
Der Kläger habe diese Mitteilung ohne Widerspruch entgegen­
genommen .

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Oberlandesgericht die Beklagte ver­
urteilt, dem Kläger "Abrechnung" über 122 Provisionsfälle zu 
erteilen; hinsichtlich fünf weiterer Fälle hat es die "Aus-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

kunftsklage" abgewiesen, weil die Beklagte bereits dahin 
Auskunft erteilt habe, daß in diesen Fällen keine Kreditver­
träge abgeschlossen worden seien. Zur Entscheidung über den 
Zahlungsanspruch hat das Oberlandesgericht die Sache an das 
Landgericht zurückverwiesen.

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die vollständige 
Abweisung der Klage.

Entscheidungsqründe:

1. Der Klageantrag ist nach der Auffassung des Senats 
dahin auszulegen, daß der Kläger mit der ersten Stufe der 
Klage nicht einen Anspruch auf Provisionsabrechnung, sondern 
einen solchen auf Auskunft über die für die Provisionsab­
rechnung maßgeblichen Umstände verlangt.

Der Auskunftsanspruch ist mit dem Abrechnungsanspruch 
nicht identisch. Zur Provisionsabrechnung ist vor allem der 
Geschäftsherr gegenüber seinem Handelsvertreter verpflichtet 
(§ 87c HGB). Um dieser Pflicht zu genügen, muß er alle wäh­
rend des AbrechnungsZeitraums entstandenen provisionspflich­
tigen Geschäftsvorfälle auflisten, die auf die Einzelfälle 
entfallende Provision ausrechnen, die Einzelprovisionen ad­
dieren und etwaige Provisionsvorschüsse abziehen. Im Ver­
hältnis zwischen Makler und Maklerkunden besteht eine solche 
Provisionsabrechnungspflicht nicht. Der Makler kann ledig­
lich nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen (§ 242 BGB) vom Mak­
lerkunden Auskunft verlangen, wenn er in entschuldbarer Wei­
se über das Bestehen oder den Umfang seines Provisionsan-



- 5 -

spruchs im ungewissen ist und der Maklerkunde die zur Besei­
tigung dieser Ungewißheit erforderliche Auskunft unschwer 
erteilen kann (Alff in BGB-RGRK, 12. Aufl. § 261 Rdn. 2; 
Heinrichs bei Palandt, BGB 49. Aufl. S 261 Anm. 2d; Vollkom- 
mer bei Jauernig, BGB 4. Aufl. SS 259 bis 261 Anm. 2a; aus 
der neueren Rechtsprechung: BGHZ 87, 346, 351; 91, 154, 171; 
95, 274, 278; 97, 188, 192; speziell für Auskunftsansprüche 
der Makler: BGH Urteil vom 8. Oktober 1986 - IVa ZR 20/85 - 
WM 1986, 1502.). Auskunft über die Höhe des Provisionsan­
spruchs kann der Makler dabei nie beanspruchen, sondern nur 
über die für die (Entstehung und) Berechnung des Anspruchs 
maßgeblichen Tatsachen. Die Umstände, über die sich die Be­
klagte erklären soll, sind sowohl im Klageantrag als auch im 
Urteilstenor genau zu bezeichnen.

Die Provisionsabrechnung enthält die Mitteilung des Un­
ternehmers, in welcher Höhe einem Handelsvertreter nach der 
Auffassung seines Prinzipals ein Provisionsanspruch zusteht 
und wie sich dieser Provisionsanspruch zusammensetzt und er­
rechnet; sie hat den Charakter eines abstrakten Schuldaner­
kenntnisses (Baumbach/Duden/Hopt, HGB 28. Aufl. § 87c 
Anm. 1 A). Der Unternehmer hat in sie daher nur diejenigen 
Provisionsansprüche aufzunehmen, die er glaubt, anerkennen 
zu können, und die er erfüllen will. Ist er der Auffassung, 
daß der Handelsvertreter sich während eines AbrechnungsZeit­
raums keine Provision verdient habe, dann genügt er seiner 
Abrechnungspflicht durch die Mitteilung, daß kein Provisi­
onsanspruch entstanden sei. Eine solche Erklärung hat die 
Beklagte sowohl im vorprozessualen Schriftwechsel als auch 
während des Rechtsstreits abgegeben.



Hält der Handelsvertreter die ihm zugegangene Provisi­
onsabrechnung nicht für richtig, so kann er nicht die Auf­
stellung einer neuen, seinen Vorstellungen entsprechenden 
Abrechnung verlangen; er muß vielmehr den Differenzbetrag 
zwischen der vom Prinzipal anerkannten und der von ihm bean­
spruchten Provision im Wege der Leistungsklage geltend ma­
chen. Soweit er dazu nicht imstande ist, weil er nicht über 
sämtliche für die Provisionsberechnung maßgeblichen Umstände 
unterrichtet ist, kann er die ihm nach § 87c Abs. 2 und 3 
HGB zustehenden Hilfsansprüche (Buchauszug, Auskunft) gel­
tend machen.

Die Geltendmachung eines Abrechnungsanspruchs durch den 
Kläger wäre demnach sinnlos; denn bei der ihm bekannten 
Rechtsauffassung der Beklagten könnte er damit nur errei­
chen, daß diese die Erklärung abgibt, dem Kläger stünde für 
die von ihm genannten Geschäftsvorfälle keine Provision zu; 
damit wäre aber die Geltendmachung seines Zahlungsanspruchs 
in keiner Weise erleichtert. Der Antrag ist daher dahin aus­
zulegen, daß der Kläger nicht Abrechnung, sondern Auskunft 
begehrt.

2. Im Klageantrag fehlt zwar die Angabe der Umstände, 
über die der Kläger Auskunft erhalten will. Dennoch muß die 
Klage nicht wegen mangelnder Bestimmtheit des Klagebegehrens 
als unzulässig abgewiesen werden. Der Mangel, der dem Klage­
antrag anhaftet, kann durch Auslegung behoben werden. Der 
Senat versteht den Antrag dahin, daß mit ihm Auskunft über 
die Umstände verlangt wird, die der Kläger in der Klage und 
den Schriftsätzen vom 22. Juni 1987* S. 7 (Bl. 45 der Land­
gerichtsakten) und vom 18. August 1988, S. 3 und 4 
(Bl. 175/177 der Oberlandesgerichtsakten) bezeichnet hatte.
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3. Die so verstandene Klage ist unbegründet. Die Vor­
aussetzungen, unter denen nach Ziffer 1 ein Makler Auskunft 
verlangen kann, liegen hier nicht vor. Grundlage der Provi­
sionsberechnung ist in erster Linie die Kreditsumme. Wie 
hoch die vom Kläger vermittelten Kredite waren, ist diesen 
bekannt; er gibt die Kreditsumme selbst in seinem Antrag an. 
Er macht indes geltend, daß der Provisionssatz je nach den 
Kreditkonditionen unterschiedlich gewesen sei; er benötige 
daher, um die Provision berechnen zu können, Auskunft über 
die Bedingungen, zu denen die Beklagte den Kredit gewährt 
habe. Ob er sich hierüber tatsächlich im ungewissen befand, 
kann dahingestellt bleiben; soweit er in dieser Hinsicht ei­
nen Auskunftsanspruch gehabt haben sollte, wäre er erfüllt. 
Die Beklagte hat mit der Berufungserwiderung (Bl. 93ff. der 
Oberlandesgerichtsakten) eine Aufstellung (Bl. 123ff.) 
überreicht, in der der Zinssatz und das Disagio für sämtli­
che im Klageantrag genannten Kredite angegeben war. Der Klä­
ger hat allerdings, nachdem er diese Auskunft erhalten hat­
te, noch weitere Auskünfte verlangt, nämlich über den Rohge­
winn der Beklagten, über den Zinssatz, den die Beklagte für 
die Refinanzierung zahle, über die Zinsbindungsfrist und 
über den Umrechnungsfaktor von Disagio und Nominalzinssatz 
(Schriftsatz vom 18. August 1988 S. 3 und 4, Bl. 175/177 der 
Oberlandesgerichtsakten). Er hat jedoch nicht dargelegt, 
inwieweit es für die Provisionsberechnung auf diese Umstände 
ankommen könnte.

4. Da die Gründe, die den Senat zur Abweisung des "Ab- 
rechnungs-"(Auskunfts-)anspruchs veranlaßt haben, den Zah­
lungsanspruch nicht berühren, kann der Senat die Klage nicht 
im vollen Umfang abweisen. Es muß deshalb bei der vom Ober-
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landesgericht ausgesprochenen Zurückverweisung des Zahlungs­
ausspruchs in die erste Instanz verbleiben.

Die Kosten des Rechtsstreits hat das Landgericht - von 
seinem Standpunkt aus folgerichtig - dem Kläger auferlegt.
Da jedoch nach der Zurückverweisung das Verfahren fortge­
setzt werden muß, kann im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
abschließend über die Kosten des Rechtsstreits entschieden 
werden; die im Berufungsurteil enthaltene Aufhebung der 
erstinstanzlichen Kostenentscheidung muß daher bestehen 
bleiben.

Dagegen kann über die Kosten des Revisionsverfahrens 
bereits jetzt befunden werden. Gegenstand der Verhandlung 
und Entscheidung in der dritten Instanz war nur der "Abrech-
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nungs-" (Auskunfts-)anspruch, der sich im vollen Umfang als 
unbegründet erwiesen hat. Die hierdurch entstandenen Kosten 
sind gemäß § 96 ZPO auszusondern und dem Kläger aufzuerle­
gen.

Dr. Zopfs Dr. Ritter

Bundschuh Dehner Dr. Schmidt-Kessel
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